URTEIL VOM 14. 6. 2011 — RECHTSSACHE C-360/09

URTEIL DES GERICHTSHOFEFS (Grofie Kammer)
14. Juni 2011 *

In der Rechtssache C-360/09

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 234 EG, eingereicht vom
Amtsgericht Bonn (Deutschland) mit Entscheidung vom 4. August 2009, beim Ge-
richtshof eingegangen am 9. September 2009, in dem Verfahren

Pfleiderer AG

gegen

Bundeskartellamt

erldsst

DER GERICHTSHOF (Grofie Kammer)

unter Mitwirkung des Présidenten der Ersten Kammer A. Tizzano in Wahrnehmung
der Aufgaben des Priasidenten, der Kammerprésidenten J. N. Cunha Rodrigues, K. Le-
naerts und J.-C. Bonichot sowie der Richter E. Juhdsz (Berichterstatter), G. Arestis,
A. Borg Barthet, M. Ilesic¢, J. Malenovsky, L. Bay Larsen und T. von Danwitz,

* Verfahrenssprache: Deutsch.
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Generalanwalt: J. Mazak,
Kanzler: B. Fillop, Verwaltungsrat,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom
14. September 2010,

unter Beriicksichtigung der Erklarungen

— der Pfleiderer AG, vertreten durch die Rechtsanwiélte T. Kapp, M. Schrédl und
M. Kuhlenkamp,

— der Munksjo Paper GmbH, vertreten durch Rechtsanwalt H. Meyer-Lindemann,

— der Arjo Wiggins Deutschland GmbH, vertreten durch die Rechtsanwiltinnen
R. Polley und S. Heinz sowie O. Ban als Bevollméchtigte,

— der Felix Schoeller Holding GmbH & Co. KG und Technocell Dekor GmbH & Co.
K@, vertreten durch die Rechtsanwilte T. Méager und D. Zimmer,

— der Interprint GmbH & Co. KG, vertreten durch Rechtsanwalt T. Veltins,

— der deutschen Regierung, vertreten durch M. Lumma, J. Méller und C. Blaschke
als Bevollméchtigte,
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der belgischen Regierung, vertreten durch J.-C. Halleux als Bevollméchtigten,

der tschechischen Regierung, vertreten durch M. Smolek und T. Miiller als Be-
vollmichtigte,

der spanischen Regierung, vertreten durch J. Rodriguez Carcamo als Bevollméch-
tigten,

der italienischen Regierung, vertreten durch G. Palmieri als Bevollméichtigte, im
Beistand von F. Arena, avvocato dello Stato,

der zyprischen Regierung, vertreten durch D. Kalli als Bevollméchtigte,

der niederldndischen Regierung, vertreten durch Y. de Vries als Bevollméchtig-
ten,

der Europiischen Kommission, vertreten durch V. Di Bucci, P. Costa de Oliveira
und A. Antoniadis als Bevollméchtigte,

der EFTA-Uberwachungsbehorde, vertreten durch X. Lewis und M. Schneider
als Bevollméchtigte,

5188



PFLEIDERER

nach Anhorung der Schlussantrige des Generalanwalts in der Sitzung vom 16. De-
zember 2010

folgendes

Urteil

Das Vorabentscheidungsersuchen betriftt die Auslegung von Art. 11 und 12 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfiihrung der in
den Artikeln 81 [EG] und 82 [EG] niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABL 2003, L. 1,
S. 1) und Art. 10 Abs. 2 EG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 Buchst. g EG.

Dieses Ersuchen ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der Pfleiderer AG
(im Folgenden: Pfleiderer) und dem Bundeskartellamt beziiglich eines Antrags auf
umfassende Einsicht in die Akten eines Bufigeldverfahrens wegen eines Kartells im
Bereich Dekorpapier. Pfleiderer, die Kundin der mit den Geldbuflen belegten Unter-
nehmen ist, hat diesen Antrag auf Akteneinsicht gestellt, der sich auch auf Dokumen-
te des Kronzeugenverfahrens bezieht, um eine zivilrechtliche Schadensersatzklage
vorzubereiten.
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Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

Der erste Satz des ersten Erwédgungsgrundes der Verordnung Nr. 1/2003 lautet:

»Zur Schaffung eines Systems, das gewihrleistet, dass der Wettbewerb im Gemein-
samen Markt nicht verfilscht wird, muss fiir eine wirksame und einheitliche Anwen-
dung der Artikel 81 [EG] und 82 [EG] in der Gemeinschaft gesorgt werden*

Art. 11 (,Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den Wettbewerbsbehor-
den der Mitgliedstaaten“) der Verordnung Nr. 1/2003 bestimmt:

»(1) Die Kommission und die Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten arbeiten
bei der Anwendung der Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft eng zusammen.

(2) Die Kommission iibermittelt den Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten
eine Kopie der wichtigsten Schriftstiicke, die sie zur Anwendung der Artikel 7, 8, 9,
10 und 29 Absatz 1 zusammengetragen hat. Die Kommission tibermittelt der Wett-
bewerbsbehorde eines Mitgliedstaates auf Ersuchen eine Kopie anderer bestehender
Unterlagen, die fiir die Beurteilung des Falls erforderlich sind.
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(3) Werden die Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten aufgrund von Artikel 81
[EG] oder Artikel 82 [EG] titig, so unterrichten sie hieriiber schriftlich die Kommissi-
on vor Beginn oder unverziiglich nach Einleitung der ersten formlichen Ermittlungs-
handlung. Diese Unterrichtung kann auch den Wettbewerbsbehorden der anderen
Mitgliedstaaten zugénglich gemacht werden.

(4) Spatestens 30 Tage vor Erlass einer Entscheidung, mit der die Abstellung einer Zu-
widerhandlung angeordnet wird, Verpflichtungszusagen angenommen werden oder
der Rechtsvorteil einer Gruppenfreistellungsverordnung entzogen wird, unterrichten
die Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten die Kommission. Zu diesem Zweck
ibermitteln sie der Kommission eine zusammenfassende Darstellung des Falls, die in
Aussicht genommene Entscheidung oder, soweit diese Unterlage noch nicht vorliegt,
jede sonstige Unterlage, der die geplante Vorgehensweise zu entnehmen ist. Diese
Informationen kénnen auch den Wettbewerbsbehorden der anderen Mitgliedstaa-
ten zugdnglich gemacht werden. Auf Ersuchen der Kommission stellt die handeln-
de Wettbewerbsbehorde der Kommission sonstige ihr vorliegende Unterlagen zur
Verfiigung, die fiir die Beurteilung des Falls erforderlich sind. Die der Kommission
tibermittelten Informationen kénnen den Wettbewerbsbehorden der anderen Mit-
gliedstaaten zuginglich gemacht werden. Die einzelstaatlichen Wettbewerbsbehor-
den konnen zudem Informationen untereinander austauschen, die zur Beurteilung
eines von ihnen nach Artikel 81 [EG] und 82 [EG] behandelten Falls erforderlich sind.

(5) Die Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten kénnen die Kommission zu je-
dem Fall, in dem es um die Anwendung des Gemeinschaftsrechts geht, konsultieren.
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Der den Informationsaustausch regelnde Art. 12 der Verordnung Nr. 1/2003 lautet:

»(1) Fir die Zwecke der Anwendung der Artikel 81 [EG] und 82 [EG] sind die Kom-
mission und die Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten befugt, einander tatsédch-
liche oder rechtliche Umsténde einschliefllich vertraulicher Angaben mitzuteilen und
diese Informationen als Beweismittel zu verwenden.

(2) Die ausgetauschten Informationen werden nur zum Zweck der Anwendung von
Artikel 81 [EG] oder 82 [EG] sowie in Bezug auf den Untersuchungsgegenstand als
Beweismittel verwendet, fiir den sie von der tibermittelnden Behorde erhoben wur-
den. Wird das einzelstaatliche Wettbewerbsrecht jedoch im gleichen Fall und parallel
zum gemeinschaftlichen Wettbewerbsrecht angewandt und fiihrt es nicht zu anderen
Ergebnissen, so konnen nach diesem Artikel ausgetauschte Informationen auch fiir
die Anwendung des einzelstaatlichen Wettbewerbsrechts verwendet werden.

(3) Nach Absatz 1 ausgetauschte Informationen konnen nur als Beweismittel ver-
wendet werden, um Sanktionen gegen natiirliche Personen zu verhéngen, wenn

— das Recht der iibermittelnden Behorde dhnlich geartete Sanktionen in Bezug auf
Verstofie gegen Artikel 81 [EG] oder 82 [EG] vorsieht oder, falls dies nicht der Fall
ist, wenn

— die Informationen in einer Weise erhoben worden sind, die hinsichtlich der Wah-
rung der Verteidigungsrechte natiirlicher Personen das gleiche Schutzniveau
wie nach dem fiir die empfangende Behorde geltenden innerstaatlichen Recht
gewihrleistet. Jedoch diirfen in diesem Falle die ausgetauschten Informationen
von der empfangenden Behorde nicht verwendet werden, um Haftstrafen zu
verhdngen!
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Art. 35 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1/2003 bestimmt:

»Die Mitgliedstaaten bestimmen die fiir die Anwendung der Artikel 81 [EG] und 82
[EG] zustdndige(n) Wettbewerbsbehorde(n) so, dass die Bestimmungen dieser Ver-
ordnung wirksam angewandt werden. Sie ergreifen vor dem 1. Mai 2004 die notwen-
digen Mafinahmen, um diesen Behorden die Befugnis zur Anwendung der genannten
Artikel zu iibertragen. Zu den bestimmten Behérden kdnnen auch Gerichte gehéren.

Nationales Recht

In § 406e der Strafprozessordnung (StPO) heifit es:

»(1) Fiir den Verletzten kann ein Rechtsanwalt die Akten, die dem Gericht vorliegen
oder diesem im Falle der Erhebung der 6ffentlichen Klage vorzulegen wiren, einse-
hen sowie amtlich verwahrte Beweisstiicke besichtigen, soweit er hierfiir ein berech-
tigtes Interesse darlegt. In den in § 395 genannten Féllen bedarf es der Darlegung
eines berechtigten Interesses nicht.

(2) Die Einsicht in die Akten ist zu versagen, soweit tiberwiegende schutzwiirdige
Interessen des Beschuldigten oder anderer Personen entgegenstehen. Sie kann ver-
sagt werden, soweit der Untersuchungszweck gefihrdet erscheint oder durch sie das
Verfahren erheblich verzogert wiirde.

I - 5193



URTEIL VOM 14. 6. 2011 — RECHTSSACHE C-360/09

(3) Auf Antrag konnen dem Rechtsanwalt, soweit nicht wichtige Griinde entgegen-
stehen, die Akten mit Ausnahme der Beweisstiicke in seine Geschaftsraume oder sei-
ne Wohnung mitgegeben werden. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

(4) Uber die Gewihrung der Akteneinsicht entscheidet im vorbereitenden Verfahren
und nach rechtskriftigem Abschluss des Verfahrens die Staatsanwaltschaft, im Ub-
rigen der Vorsitzende des mit der Sache befassten Gerichts. Gegen die Entscheidung
der Staatsanwaltschaft nach Satz 1 kann gerichtliche Entscheidung nach MafSgabe
des § 161a Abs. 3 Satz 2 bis 4 beantragt werden. ... Diese Entscheidungen werden
nicht mit Griinden versehen, soweit durch deren Offenlegung der Untersuchungs-
zweck gefahrdet werden konnte.

(5) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 konnen dem Verletzten Auskiinfte
und Abschriften aus den Akten erteilt werden; ...

§ 46 des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung vom 19. Febru-
ar 1987 (BGBI. 1987 1 S. 602), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 29. Juli
2009 (BGBL. 20091 S. 2353, im Folgenden: OWiG), bestimmt:

»(1)Fir das Bufigeldverfahren gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, sinngemaif3 die Vorschriften der allgemeinen Gesetze iiber das Strafverfah-
ren, namentlich der Strafprozessordnung, des Gerichtsverfassungsgesetzes und des
Jugendgerichtsgesetzes.
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Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage

Am 21. Januar 2008 verhingte das Bundeskartellamt nach Art. 81 EG wegen Preis-
und Kapazitdtsstilllegungsabsprachen Geldbufien in H6he von insgesamt 62 Mio.
Euro gegen drei européische Hersteller von Dekorpapieren und fiinf natiirliche Per-
sonen als personlich Verantwortliche. Die betroffenen Unternehmen legten keine
Rechtsmittel ein, so dass die Bufigeldbescheide rechtskraftig wurden.

Nach Abschluss dieses Verfahrens beantragte Pfleiderer am 26. Februar 2008 beim
Bundeskartellamt, zur Vorbereitung zivilrechtlicher Schadensersatzklagen umfas-
send Einsicht in die das Bufigeldverfahren im Bereich Dekorpapier betreffenden Ak-
ten zu erhalten. Pfleiderer ist Abnehmer von Dekorpapieren, und zwar von Spezial-
papieren zur Oberflichenbehandlung von Holzwerkstoffen, und gehort zu den drei
weltweit fithrenden Herstellern von Holzwerkstoffen, Oberflichenveredelung und
Laminatfuf$boden. Das Unternehmen gab an, in den letzten drei Jahren Waren im
Wert von tiber 60 Mio. Euro von den mit Geldbuflen belegten Dekorpapierherstellern
bezogen zu haben.

Mit Schreiben vom 8. Mai 2008 antwortete das Bundeskartellamt auf das Akten-
einsichtsgesuch mit der Ubermittlung der drei Bufigeldbescheide in anonymisierter
Form und eines Verzeichnisses der bei der Durchsuchung festgestellten Beweismittel.

Pfleiderer beantragte darauthin in einem zweiten Schreiben beim Bundeskartellamt
ausdriicklich Akteneinsicht in sémtliche Unterlagen einschliefllich der Bonusantri-
ge, der freiwillig iibermittelten Unterlagen der Kronzeugen und der sichergestellten
Beweismittel. Am 14. Oktober 2008 wies das Bundeskartellamt diesen Antrag teil-
weise zuriick und begrenzte die Akteneinsicht auf eine um Geschiftsgeheimnisse,
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interne Unterlagen und Unterlagen im Sinne von Rz. 22 der Bekanntmachung des
Bundeskartellamts tiber die Bonusregelung bereinigte Fassung der Verfahrensakte; es
gewdhrte auch keine Einsicht in die sichergestellten Beweismittel.

Pfleiderer stellte darauthin beim Amtsgericht Bonn einen Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung nach § 62 Abs. 1 OWiG gegen diese teilweise ablehnende Entscheidung.

Das Amtsgericht Bonn erliefy am 3. Februar 2009 einen Beschluss, mit dem es anord-
nete, dass das Bundeskartellamt Pfleiderer gemif3 § 406e Abs. 1 StPO in Verbindung
mit § 46 Abs. 1 OWiG Akteneinsicht durch ihren bevollméchtigten Rechtsanwalt zu
gewdhren habe. Nach Ansicht des Amtsgerichts Bonn ist Pfleiderer ,Verletzte“ im
Sinne dieser Bestimmungen, da davon auszugehen sei, dass das Unternehmen wegen
der Kartellabsprachen tiberhohte Preise fiir die von den Kartellbeteiligten bezogenen
Waren bezahlt habe. Auflerdem habe Pfleiderer ein ,berechtigtes Interesse, da die
Akteneinsicht der Vorbereitung zivilrechtlicher Schadensersatzklagen dienen solle.

Das Amtsgericht Bonn ordnete daher an, Einsicht in die Aktenbestandteile zu ge-
wihren, die der Bonusantragsteller freiwillig der deutschen Wettbewerbsbehérde
nach Rz. 22 der Bekanntmachung des Bundeskartellamts iiber die Bonusregelung
zur Verfiigung gestellt habe, sowie in die Asservate und Beweismittel. In Bezug auf
Geschiftsgeheimnisse und interne Unterlagen, d. h. die Beratungsvermerke des Bun-
deskartellamts und die Korrespondenz im Rahmen des Europdischen Wettbewerbs-
netzes (European Competition Network, im Folgenden: ECN), wurde das Aktenein-
sichtsrecht begrenzt. Nach Ansicht des Amtsgerichts ist der Umfang dieses Rechts
durch Abwégung zu bestimmen und beschrénkt sich auf die zur Substantiierung des
Schadensersatzanspruchs benotigten Aktenbestandteile.
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Zum einen geht aus dem Vorabentscheidungsersuchen hervor, dass das Amtsgericht
Bonn allerdings den Aufschub der Vollstreckung dieses Beschlusses angeordnet hat.

Zum anderen ist dem Vorabentscheidungsersuchen auch zu entnehmen, dass das
Amtsgericht Bonn eine dem Beschluss vom 3. Februar 2009 entsprechende Entschei-
dung erlassen mochte. Das Gericht fiihrt jedoch aus, dass dieser Entscheidung Be-
stimmungen des Unionsrechts entgegenstehen konnten, insbesondere Art. 10 Abs. 1
und 2 EG sowie die Art. 11 und 12 der Verordnung Nr. 1/2003, die eine enge Zu-
sammenarbeit und einen gegenseitigen Austausch von Informationen zwischen der
Kommission und den nationalen Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten in den
Verfahren zur Durchfithrung der Art. 81 EG und 82 EG vorsahen. Die Wirksambkeit
und Funktionsfihigkeit dieser Bestimmungen, die fiir das ECN und den dezentra-
len Vollzug des Wettbewerbsrechts von grundlegender Bedeutung seien, konnten es
erfordern, bei kartellrechtlichen Bufigeldverfahren Dritten die Akteneinsicht in Bo-
nusantriage und von Kronzeugen freiwillig herausgegebene Unterlagen zu versagen.

Da das Amtsgericht Bonn eine Auslegung des Unionsrechts fiir erforderlich hélt, hat
es das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt:

Sind die kartellrechtlichen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts — insbesondere
die Art. 11 und 12 der Verordnung Nr. 1/2003 sowie Art. 10 Abs. 2 EG in Verbindung
mit Art. 3 Abs. 1 Buchst. g EG — dahin gehend auszulegen, dass Geschédigte eines
Kartells zur Geltendmachung zivilrechtlicher Anspriiche keine Akteneinsicht in Bo-
nusantrige und von Bonusantragstellern in diesem Zusammenhang freiwillig heraus-
gegebene Informationen und Unterlagen erhalten diirfen, die eine mitgliedstaatliche
Wettbewerbsbehorde nach Mafigabe eines nationalen Bonusprogramms im Rahmen
eines (auch) auf die Durchsetzung von Art. 81 EG gerichteten Bufigeldverfahrens er-
halten hat?
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Zur Vorlagefrage

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die Wettbewerbsbehorden und die Gerichte der
Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die Art. 101 AEUV und 102 AEUV anzuwenden,
wenn der Sachverhalt unter das Unionsrecht fillt, und ihre wirksame Anwendung
im offentlichen Interesse sicherzustellen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 7. Dezem-
ber 2010, VEBIC, C-439/08, Slg. 2010, I-12471, Randnr. 56)

Es ist auflerdem festzustellen, dass weder die Wettbewerbsregeln des EG-Vertrags
noch die Verordnung Nr. 1/2003 eine gemeinsame Kronzeugenregelung oder ge-
meinsame Vorschriften tiber den Zugang zu Dokumenten eines Kronzeugenverfah-
rens, die in Anwendung einer nationalen Kronzeugenregelung freiwillig einer natio-
nalen Wettbewerbsbehorde uiibermittelt wurden, vorsehen.

Zu den Mitteilungen der Kommission — die Bekanntmachung iiber die Zusammen-
arbeit innerhalb des Netzes der Wettbewerbsbehorden (2004/C 101/03, ABIL 2004,
C 101, S. 43) und die Mitteilung tiber den Erlass und die Erméfigung von Geldbuflien
in Kartellsachen (2006/C 298/11, ABL. 2006, C 298, S. 17) — ist festzustellen, dass sie
fiir die Mitgliedstaaten nicht verbindlich sind. Dartiber hinaus bezieht sich die zweite
Mitteilung nur auf Kronzeugenprogramme, die von der Kommission selbst durchge-
fithrt werden.

Im Rahmen des ECN war 2006 ein Kronzeugenregelungsmodell zur Vereinheitli-
chung bestimmter Aspekte nationaler Kronzeugenregelungen erarbeitet und ange-
nommen worden. Auch dieses Regelungsmodell hat jedoch keine verbindliche Wir-
kung gegeniiber den Gerichten der Mitgliedstaaten.

I - 5198



23

24

25

26

PFLEIDERER

Dabher ist es, auch wenn die Leitlinien der Kommission Auswirkungen auf die Praxis
der nationalen Wettbewerbsbehorden haben konnen, in Ermangelung einer verbind-
lichen unionsrechtlichen Regelung in diesem Bereich Sache der Mitgliedstaaten, die
nationalen Vorschriften iiber den Zugang von Kartellgeschéddigten zu Dokumenten,
die Kronzeugenverfahren betreffen, zu erlassen und anzuwenden.

Die Mitgliedstaaten miissen jedoch, auch wenn Erlass und Anwendung dieser Vor-
schriften in ihrer Zusténdigkeit liegen, bei deren Ausiibung das Unionsrecht beachten
(vgl. in diesem Sinne Urteil vom 12. November 2009, Kommission/Spanien, C-154/08,
Slg. 2009, 1-187, Randnr. 121 und die dort angefithrte Rechtsprechung). Insbesondere
diirfen sie die Verwirklichung des Unionsrechts nicht praktisch unmdéglich machen
oder tiberméf3ig erschweren (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 16. Juli 1998, Oelmiih-
le und Schmidt Sohne, C-298/96, Slg. 1998, 1-4767, Randnrn. 23 und 24 sowie die
dort angefiihrte Rechtsprechung) und miissen, speziell im Bereich des Wettbewerbs-
rechts, dafiir sorgen, dass die Vorschriften, die sie erlassen oder anwenden, die wirk-
same Anwendung der Art. 101 AEUV und 102 AEUV nicht beeintrachtigen (vgl. in
diesem Sinne Urteil VEBIC, Randnr. 57).

Kronzeugenprogramme sind jedoch wie die Kommission und die Mitgliedstaaten,
die Erklarungen eingereicht haben, ausgefiithrt haben, niitzliche Instrumente, um
Verstofe gegen das Wettbewerbsrecht effizient aufzudecken und zu beenden, und
dienen damit der wirksamen Anwendung der Art. 101 AEUV und 102 AEUV.

Die Wirksambkeit dieser Programme kénnte jedoch durch die Ubermittlung von Do-
kumenten eines Kronzeugenverfahrens an Personen, die eine Schadensersatzklage
erheben wollen, beeintrichtigt werden, auch wenn die nationalen Wettbewerbsbe-
horden dem Kronzeugen die Geldbufle, die sie hitten verhdngen kénnen, ganz oder
teilweise erlassen.
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Es darf ndmlich angenommen werden, dass sich ein an einer wettbewerbsrechtlichen
Zuwiderhandlung Beteiligter dadurch, dass diese Dokumente iibermittelt werden
konnten, davon abhalten lésst, die mit einem solchen Kronzeugenprogramm verbun-
dene Moglichkeit zu nutzen, insbesondere da die von ihm freiwillig vorgelegten In-
formationen nach Art. 11 und 12 der Verordnung Nr. 1/2003 zwischen der Kommis-
sion und den nationalen Wettbewerbsbehorden ausgetauscht werden kénnen.

Gleichwohl entspricht es stindiger Rechtsprechung, dass jedermann Ersatz des Scha-
dens verlangen kann, der ihm durch ein Verhalten entstanden ist, das den Wettbe-
werb beschréinken oder verfilschen kann (vgl. Urteile vom 20. September 2001, Cou-
rage und Crehan, C-453/99, Slg. 2001, I-6297, Randnrn. 24 und 26, und vom 13. Juli
2006, Manfredi u. a., C-295/04 bis C-298/04, Slg. 2006, I-6619, Randnrn. 59 und 61).

Ein solcher Schadensersatzanspruch erhoht namlich die Durchsetzungskraft der
Wettbewerbsregeln der Union und ist geeignet, von — oft verschleierten — Verein-
barungen oder Verhaltensweisen abzuhalten, die den Wettbewerb beschrianken oder
verfilschen konnen. Aus dieser Sicht konnen Schadensersatzklagen vor den nationa-
len Gerichten wesentlich zur Aufrechterhaltung eines wirksamen Wettbewerbs in der
Européischen Union beitragen (vgl. Urteil Courage und Crehan, Randnr. 27).

Bei der Priifung eines Antrags auf Zugang zu Dokumenten eines Kronzeugenpro-
gramms, der von einer Person gestellt wird, die Schadensersatz von einer dieses
Programm in Anspruch nehmenden Person fordert, ist darauf zu achten, dass die
anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften nicht weniger giinstig als die fir dhnli-
che innerstaatliche Rechtsbehelfe geltenden und nicht so ausgestaltet sind, dass sie
die Erlangung eines Schadensersatzes praktisch unmoglich machen oder tibermé-
Big erschweren (vgl. in diesem Sinne Urteil Courage und Crehan, Randnr. 29), und
zwischen den Interessen, die die Ubermittlung der Informationen rechtfertigen, und
dem Schutz dieser vom Kronzeugen freiwillig vorgelegten Informationen abzuwégen.
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Eine solche Abwigung konnen die nationalen Gerichte im Rahmen des nationalen
Rechts nur im Einzelfall und unter Beriicksichtigung aller mafigeblichen Gesichts-
punkte der Rechtssache vornehmen.

Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass die kartellrechtlichen Be-
stimmungen der Union, insbesondere die Verordnung Nr. 1/2003, dahin auszulegen
sind, dass sie es nicht verbieten, dass eine durch einen Verstof$ gegen das Wettbe-
werbsrecht der Union geschéddigte und Schadensersatz fordernde Person Zugang zu
Dokumenten eines Kronzeugenverfahrens erhélt, die den Urheber dieses Verstofles
betreffen. Es ist jedoch Sache der Gerichte der Mitgliedstaaten, auf der Grundlage des
jeweiligen nationalen Rechts unter Abwagung der unionsrechtlich geschiitzten Inte-
ressen zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen dieser Zugang zu gewdhren
oder zu verweigern ist.

Kosten

Fiir die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem
bei dem vorlegenden Gericht anhéngigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist
daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter fiir die Abgabe von
Erklarungen vor dem Gerichtshof sind nicht erstattungsfihig.

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (Grofle Kammer) fiir Recht erkannt:

Die kartellrechtlichen Bestimmungen der Union, insbesondere die Verordnung
(EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfithrung der in den
Artikeln 101 und 102 AEUYV niedergelegten Wettbewerbsregeln, sind dahin aus-
zulegen, dass sie es nicht verbieten, dass eine durch einen Verstof3 gegen das
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Wettbewerbsrecht der Union geschidigte und Schadensersatz fordernde Person
Zugang zu Dokumenten eines Kronzeugenverfahrens erhilt, die den Urheber
dieses Verstofies betreffen. Es ist jedoch Sache der Gerichte der Mitgliedstaa-
ten, auf der Grundlage des jeweiligen nationalen Rechts unter Abwigung der
unionsrechtlich geschiitzten Interessen zu bestimmen, unter welchen Voraus-
setzungen dieser Zugang zu gewihren oder zu verweigern ist.

Unterschriften

I - 5202



	Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) 14. Juni 2011Verfahrenssprache: Deutsch.
	Urteil
	Rechtlicher Rahmen
	Unionsrecht
	Nationales Recht

	Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage
	Zur Vorlagefrage
	Kosten



